
BUNDESGERICHTSHOF

)
\H

IM NAMEN DES VOLKES

Ib. ZR 139/63 URTEIL Verkündet am

22. Dezember 1965 
Wüst

JustizhauptSekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Roger 
de la

Place des

Beklagten und Revisionsklägers,

- Prozeßbevoll im'ohtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

den Spediteur Franz in 3 ei
B

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Frhr.v .



-  2

Der Ib-Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 22. Dezember 1965 unter 
Mitwirkung der Senatspräsidentin Dr* Krüger-Nieland und 
der Bundesrichter Jungbluth, Dr. Mösl, Alff und Dr. Simon

für Hecht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 9* Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts in Köln vom 16. Oktober 
1962 wird auf kosten des Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Im Jahre 1957 wollte der Beklagte das Speditionen 
unternehmen des Klägers erwerben; er leistete auf den 
künftigen Kaufpreis eine Anzahlung von 30.000,-=- DM. Da 
es nicht zum Abschluß eines Kaufvertrages kam, verlangte 
der Beklagte diesen Betrag zurück; die Parteien führten 
darüber Verhandlungen mit dem Ziel, die geleistete Anzah­
lung mit Beträgen zu verrechnen, die aus den zwischen 
ihnen abgewickelten Frachtgeschäften noch offenstanden.
Da sie sich über die Höhe der danach noch geschuldeten 
Rückzahlung nicht einigen konnten, unterwarf sich der 
Kläger auf Verlangen des Beklagten in einer notariellen 
Urkunde vom 25. August 1956 bezüglich eines unstreitigen 
Betrages von 17.500,—  DM der sofortigen Zwangsvollstreckung. 
Dazu hatten die Parteien mündlich vereinbart, daß der Be­
klagte aus dieser Urkunde erst dann vollstrecken dürfe, 
wenn der Kläger eine Vereinbarung über die Tilgung des 
Betrages von 17.500,—  DM nicht einhalten werde.-:



Am 30. November 1958 schloß der damalige Angestell­
te des Klägers, Franz La^p, mit dem Beklagten einen Ver­
trag, in dem Lange erklärte, auch in Vollmacht des Klägers 
zu handeln und dem Beklagten aus Abrechnung und Darlehen 
einen Betrag von 31*000,— * DM zu schulden. In dieser Ver­
einbarung heißt es weiter, daß zur Abdeckung des Schuld­
betrages und der Zinsen dem Beklagten ein Fahrzeug des 
Lange bzw. des Klägers zur alleinigen Verfügung bereit- 
gestellt werde; die anfallenden Frachten verpflichtete 
sich der Beklagte in der Weise zu verrechnen, daß ein 
Drittel zur Tilgung der Schuldsumme und der Zinsen dienen 
sollte. Der in der notariellen Urkunde anerkannte Betrag 
von 17.500, —  DM sollte in den 3 1 . 0 0 0 DM enthalten 
sein, das Schuldanerkenntnis über 17*500,—  DM sollte 
an den Beklagten herausgegeben werden.

Durch die Verrechnung von Fuhrlöhnen ist dem Be­
klagten bis Anfang April 1959 unstreitig ein Betrag von 
6.033,44 DM vergütet worden.

Anfang April 1959 stellte der Kläger die Transport­
leistungen für den Beklagten ein; darauf ließ der Beklagte 
mehrere Fahrzeuge des Klägers pfänden und zwei Kraftwagen 
versteigern, die einen Versteigerungserlds von 1.90Ö,—  DM 
erbrachten.

Der Kläger ist der Meinung, der Beklagte habe die 
Zwangsvollstreckung aus der notariellen Urkunde nicht 
betreiben dürfen; denn er, der Kläger, habe die Trans­
porte für den Beklagten nur deshalb eingestellt, weil 
dieser ihm angesonnen habe, die Wagen vorschriftwidrig 
zu überladen. Außerdem sei durch die unberechtigten Pfän-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

düngen ein Schaden entstanden, der die Forderung des 
Beklagten übersteige; mit dieser Schadensersatzforderung

tor Kläger hat beantragt,
die Zwangsvollstreckung -aus der vollstreckbaren

Der Beklagte hat beantragt, 
die Klage abzuweisen.

Er hat behauptet, daß er bei den Verhandlungen, die 
zu dem Anerkenntnis von 17.500,—  DM führten, seine For­
derung auf insgesamt 38*247,48 DM beziffert habe. Zu der 
Vollstreckung aus der Urkunde sei er berechtigt, da der 
Kläger die Transportfahrten ohne ausreichenden Grund ein­
gestellt habe; von dem Versteigerungseriös für die beiden 
Kraftwagen habe er nichts erhalten.

Bas Landgericht hat die Klage abgewiesen. Biases 
Urteil hat das Oberlandesgericht auf die Berufung des 
Klägers dahin abgeändert, daß es unter Abweisung der 
Klage im übrigen die Zwangsvollstreckung in Höhe von 
6.107,39 BM für unzulässig erklärt hat.

Mit seiner Revision, deren Zurückweisung der Kläger 
beantragt, erstrebt der Beklagte die Wiederherstellung 
des landgerichtlichen Urteils.

hilfsweise auf

vom
für
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Bntscheidungs&ründe:

I, Das Berufungsgericht legt zunächst dar, der vom 
Beklagten betriebenen Zwangsvollstreckung stehe die 
- rechtlich als Stundungsvere inbarung zu wert ende - 
Vereinbarung der "Parteien nicht entgegen, wonach der 
Kläger zur allmählichen Tilgung seiner Schuld verpflich­
tet sein sollte, für den Beklagten Transporte durehzufUh­
ren und den irlös hieraus teilweise mit der Schuld zu ver­
rechnen; denn der Kläger sei dieser Verpflichtung seit 
April 1959 ohne ausreichenden Grund nicht mehr nachgekom­
men, Br habe, so stellt der Berufungsrichter unter aus­
führlicher Würdigung der erhobenen Beweise fest, weitere 
Transporte für den Beklagten nicht deshalb verweigert, 
weil dieser eine Überladung der Fahrzeuge gefordert habe, 
sondern weil ihm die Fahrten für den Beklagten wegen der 
damit verbundenen Pflicht zur Schuldentilgung unwirt­
schaftlich erschienen seien, da er, wenn er die Fahrzeuge 
statt dessen für andere Transporte einsetzte, über die 
gesamten Frachteinnahmen verfügen könnte.

Der Kläger, so fährt das angefochtene Urteil fort, 
könne auch nicht mit einem Schadensersatzanspruch auf- 
rechnen. Aus der Tatsache der Vollstreckung als solcher 
könne er einen solchen Anspruch nicht herleiten, da der 
Beklagte, wie dargelegt, zur Vollstreckung berechtigt 
gewesen sei; aus dem Versteigerungseriös von 1.900,—  DM 
seien dem Beklagten nach der Aussage des zuständigen Ge­
richtsvollziehers nur 73»95 DM zugeflossen. Auch die wei­
tere Behauptung des Klägers, der Beklagte habe die

GmbH dazu bewogen, ihr Sicherungseigentum an zwei 
Lastfahrzeugen des Klägers geltend zu machen, die sodann
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der Beklagte für 25.000,— DM erhoben habe, obwohl sie einen 
Schätzwert von 32.000,—  DM gehabt hätten, vermöge keinen 
Ersatzanspruch darzutun, da nicht ersichtlich sei, inwie­
fern sich der Beklagte durch ein solches Verhalten einer 
zum Schadensersatz verpflichtenden Vertragsverletzung 
oder unerlaubten Handlung schuldig gemacht haben sollte.

Diese Darlegungen, die keinen Rechtsfehler ersehen 
lassen, werden von der Revision als ihr günstig nicht 
angegriffen.

XI. In der Revisionsinstanz geht der Streit nur noch 
darum, ob das Berufungsgericht zu Recht die vom Kläger 
erbrachten Teilleistungen in Höhe von 6.033»44 DM und 
den Anteil de* Beklagten am Versteigerungserlös in 
Höhe von 73»95 DM, zusammen 6,107,39 DM, von der Forde­
rung von 17.500,—  DM abgezogen hat oder ob der Beklagte 
den Kläger darauf verweisen kann, die genannten Beträge 
seien auf Schulden des Klägers zu verrechnen, die über 
den in der notariellen Urkunde anerkannten Betrag hinaus- 
gingen.

1. Das Berufungsgericht hat zu dieser Frage aus­
geführt :

Nach § 366 Abs. 1 BOB habe zunächst der Schuldner 
zu bestimmen, auf welche von mehreren Forderungen des 
Gläubigers seine Leistung anzurechnen sei. Diese Bestim­
mung könne der Schuldner auch stillschweigend bei der 
Leistung treffen; eine solche stillschweigende Bestim­
mung sei dann anzunehmen, wenn wegen einer von mehreren 
Schulden die Zwangsvollstreckung droht (BGB-RGRK 11. Aufl.
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§ 366 Anm. 5 im Anschluß an HG JW 1904, 58; Soergel/
Siebert, BGB 9. Aufl. § 366 Anm. 8). Dieser Grundsatz, 
der im Preußischen Allgemeinen handrecht noch als gesetz­
liche Auslegungsregel gegolten habe, führe zu der Annahme, 
daß der Kläger die 6.107,39 BM auf seine Schuld aus der 
notariellen Urkunde erbracht habe, da ihm daraus die Zwangs­
vollstreckung gedroht habe; insoweit sei daher die Zwangs­
vollstreckung aus der Urkunde für unzulässig zu erklären 
gewesen.

2. Die Revision bekämpft mit ihren Ausführungen die 
Annahme des Berufungsgerichts, der Kläger habe stillschwei­
gend bestimmt, daß seine Leistungen auf die in der notariel­
len Urkunde anerkannte Schuld anzufechnen seien; sie meint, 
daß es dazu einer ausdrücklichen Bestimmung des Schuldners 
bedurft hätte.

Biese Angriffe haben, jedenfalls im Ergebnis, keinen 
Erfolg. Babel kann dahingestellt bleiben, ob,wenn wegen 
einer von mehreren Schulden die Zwangsvollstreckung 
droht, einer Zahlung des Schuldners stets die stillschwei­
gende Bestimmung zu entnehmen ist, daß die Zahlung auf 
diese Schuld anzurechnen sei und ob dies auch dann zu gel­
ten hat, wenn - wie im Streitfall - die Zwangsvollstreckung 
gerade ausgeschlossen sein sollte, solange der Schuldner 
ein bestimmtes Verrechnungsabkommen einhielt. Es kann 
ferner offen bleiben, ob nicht auch dann, wenn eine still­
schweigende Bestimmung zu verneinen wäre, die Anwendung 
des § 366 Abs. Z zum selben Ergebnis führen müßte, wenn 
man nämlich die titulierte Forderung nicht als die dem 
Gläubiger sicherere, sondern als die dem Schuldner lästi­
gere ansieht (vgl. Witthöfft, JZ 1955, 374). Benn die
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tatsächlichen Feststellungen des angefochtenen. Urteils 
ergeben, daß die Parteien vor der teilweisen Tilgung 
der Schuld eine Vereinbarung darüber getroffen haben, 
in welcher Weise die Tilgungsleistungen zu verrechnen 
seien; haben aber Gläubiger und Schuldner vor Tilgung 
der Schuld eine Vereinbarung getroffen, in welcher Weise 
eine Beistung auf eine bestimmte Forderung angerechnet 
werden soll, so ist hierdurch eine nachherige einseitige 
Bestimmung des Schuldners gemäß § 366 BGB ausgeschlossen 
(RGZ 66, $4, 18).

Im Tatbestand des Berufungsurteils ist festge­
stellt , die Parteien seien mündlich dahin übereingekommen, 
“daß der Beklagte aus der notariellen Urkunde die Zwangs­
vollstreckung erst dann betreiben dürfe, wenn der Kläger 
eine Vereinbarung über die Tilgung des Betrages von 
17*500,—  DM nicht einhalten werde". Dagegen ist weder 
ein Antrag auf Berichtigung des Tatbestandes gestellt 
worden noch hat die Revision vorgetragen, daß diese Fest­
stellung verfahrenswidrig zustande gekommen seif sie 
stimmt vielmehr mit dem Parteivorbringen des Beklagten 
Überein, der im Schriftsatz vom 7. September 1959 vorge­
tragen hatte: "Die Verhandlungen ... endeten schließlich 
zunächst damit, daß der Kläger in der hier streitigen 
notariellen Urkunde anerkannte, dem Beklagten 17.500,—  DM 
zu verschulden. Weil der Kläger nicht in der Lage war, 
den von ihm anerkannten Betrag sofort zu bezahlen, sollte 
ihm Gelegenheit gegeben werden, ihn abzufahren". Damit 
war zwischen den Parteien vereinbart, worauf die später 
zu erbringenden Tilgungsleistungen zu verrechnen waren; 
offen blieb nur, in welcher Weise die Verrechnung zu 
geschehen habe, deren Einzelheiten erst im Vertrag vom 
30. November 1958 geregelt wurden. Dies entsprach auch
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der Interessenlage, da der Kläger nach der Lebenser­
fahrung wohl nicht bereit gewesen wäre, seine Leistungen 
auf Forderungen verrechnen zu lassen, die zwischen den 
Parteien noch im Streit waren. Laß sich an dieser Verein­
barung durch den Vertrag vom 30. November 1958 etwas 
geändert hätte, den später der Beklagte mit Lange ab­
schloß, der darin in behaupteter Vollmacht des Klägers 
eine Schuld von 31.000,—  DM- einschließlich des bereits 
anerkannten Betrages von 17.500,—  LM - anerkannte, ist 
weder behauptet noch aus den tatsächlichen Feststellungen 
ersichtlich.

a)'l9t sonach rechtsirrturasfrei festgestellt, daß 
zwischen den Parteien vereinbart war, die aus den Fahr­
ten, £ür„ den J\fk^agten aufzubringenden Beträge seien mit 
den anerkannten 17.500, —  LM zu verrechnen, so ist die 
Zwangsvollstreckung in Höhe der unstreitig gutgebrachten 
6.033,44 LM unzulässig.
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b) Daß auch die aus dem Versteigerungserlös dem 
Beklagten zugeflossenen 73»95 DM auf die 17.500,—  DM 
anzurechnen sind, ergibt sich schon daraus, daß sie 
aus der auf Grund der Urkunde betriebenen Zwangsvoll­
streckung erlöst worden sind.

III. Hach allem v/ar die Revision des Beklagten mit der 
Kostenfolge aus § 97 ZPO als unbegründet zurückzuv/eisen.

Krüger-Hieland Jungbluth Mösl
Alff Simon
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